
Gewinne aus dem Verkauf von Kryptowährungen sind steuer-
pflichtig
Manche Spekulanten haben mit Kryptowährungen wie Bitcoin oder Ethereum erheb-
liche Kursgewinne eingefahren. Ein solcher Fall hat den Bundesfinanzhof beschäftigt: 
Der Kläger hatte Kryptowährungen - unter anderem Bitcoins, Ethereum und Monero 
- privat erworben, getauscht und wieder veräußert. Daraus hatte er im Jahr 2017 
einen Gewinn in Höhe von insgesamt 3,4 Mio. € erzielt, den das Finanzamt der Ein-
kommensteuer unterwarf.
Der BFH hat die Steuerpflicht bestätigt: Veräußerungsgewinne, die ein Spekulant in-
nerhalb eines Jahres aus dem Verkauf oder dem Tausch von Kryptowährungen erzielt, 
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Ihr Christian Werschak

TERMINE OKT2023

Verehrte Mandantschaft,
in einem Grundsatzurteil hat der BFH nunmehr die Spekulationsgewinne aus Kryp-
towährungen bestätigt. Gewinne nach mehr als einem Jahr Haltedauer bleiben steu-
erfrei. Auch die Finanzbehörden suchen sich nunmehr Wege um an die Daten zu kom-
men.
Zudem sind Bonuszinsen aus Bausparverträgen im Auszahlungsjahr komplett steuer-
pflichtig.
Dies und mehr beleuchten heute unsere News.

Abgabe-Frist
für den Termin 10.10.2023 = 10.10.2023 
(USt-VA, LStAnm.)

Schon-Frist bei Überweisungen 
für den Termin 10.10.2023 = 13.10.2023 
(USt-VA, LStAnm.)

Beitragsnachweis Sozialversicherung 
für Oktober 2023 = 24.10.2023 (0 Uhr)

Beitragsgutschrift bei Krankenkassen 
für Oktober 2023 = 26.10.2023
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Bausparvertrag - Bonuszinsen 
sind bei Auszahlung auf einen 
Schlag zu versteuern

Bausparer erhalten häufig Bonuszinsen, 
wenn sie ihr Bauspardarlehen nach Zutei-
lungsreife nicht in Anspruch nehmen. Der 
Bausparvertrag wird in diesem Fall rück-
wirkend höher verzinst und der angesam-
melte Bonus auf einmal ausgezahlt. Der 
Bundesfinanzhof hat kürzlich geklärt, 
wann Bonuszinsen einem Sparer zufließen. 
Der Kläger hatte 1995 einen Bausparver-
trag abgeschlossen. Das Bausparguthaben 
war mit 2,25  % pro Jahr verzinst worden. 
Laut Vertrag erhöhte sich der Zinssatz bei 
Verzicht auf das Bauspardarlehen nach 
Zuteilungsreife auf 4,75 % pro Jahr (Bonus-
zinsen). Der Kläger besparte seinen Vertrag 
in den Folgejahren fleißig und verzichtete 
später auf das Darlehen. Die Bausparkasse 
zahlte im Jahr 2013 ein Guthaben von 
58.203  € aus und überwies infolge des 
Verzichts zudem Bonuszinsen von 
24.714 €.
Der Sparer hatte in seinen Steuererklä-
rungen für die Ansparphase die Bonus-
zinsen erklärt, die rechnerisch auf die 
jeweiligen Jahre entfielen. Das Finanzamt 
hatte nicht weiter nachgehakt und erklä-
rungsgemäß veranlagt. Aufgrund eines 
niedrigen zu versteuernden Einkommens 
betrug die Einkommensteuer aber stets 
0 €. Der Sparer erklärte für 2013 ebenfalls 
nur die Bonuszinsen, die rechnerisch auf 
das Jahr entfielen. Das Finanzamt akzep-
tierte auch diese Angaben zunächst und 
erließ einen Nullsteuerbescheid. Später 
wurde es aber durch eine Kontrollmittei-
lung auf die ausgezahlten Bonuszinsen 
von 24.714  € aufmerksam. Gegen die 
nachträgliche Besteuerung der gesamten 
Bonuszinsen im Jahr 2013 zog der Sparer 
vor den BFH. Er vertrat die Ansicht, dass 
ihm die Bonuszinsen bereits mit dem 
jährlichen Ausweis der Zinsen im „Bonus-
konto“ der Bausparkasse zugeflossen 
seien.
Der BFH ist jedoch zu einem anderen 
Ergebnis gekommen. Der Anspruch auf 
die Zinsen war erst nach Zuteilungsreife 
und Verzicht auf das Bauspardarlehen

entstanden. Über die Bonuszinsen, die 
erst bei Auszahlung des Bauspargutha-
bens fällig wurden, konnte nur in Verbin-
dung mit dem Bausparguthaben verfügt 
werden. Diese Umstände sprachen dafür, 
dass die gesamten Zinsen steuerlich erst 
2013 zugeflossen waren, so dass eine 
Besteuerung in diesem Jahr rechtmäßig 
war. Vor 2013 konnte der Sparer wirt-
schaftlich noch nicht über die Zinsen 
verfügen
 
   �Anleger aufgepasst:  

Den Finanzbehörden liegen 
Daten einer Kryptobörse vor

Kryptowährungen wie Bitcoin oder Ethe-
reum haben in der Vergangenheit zeit-
weise wahre Kursfeuerwerke hingelegt, 
so dass so manche Spekulanten erheb-
liche Kursgewinne einfahren konnten. 
Wer in digitale Währungen investierte, 
konnte sich lange Zeit gleichsam in einer 
Welt ohne staatliche Kontrolle wähnen. 
Diese Zeiten dürften nun aber vorbei sein, 
denn auch die Finanzämter interessieren 
sich mittlerweile verstärkt für die 
Gewinne, die mit digitalen Währungen 
erzielt werden.
Die nordrhein-westfälische Finanzverwal-
tung hat im Zuge eines Auskunftsersu-
chens nun von einer großen Kryptobörse 
ein umfangreiches Paket mit den Daten 
von Tausenden Kunden erhalten. Damit 
kann der Fiskus überprüfen, ob die Nutzer 
ihre Gewinne korrekt versteuert haben.
Hinweis: Veräußerungsgewinne, die ein 
Anleger innerhalb eines Jahres aus dem 
Verkauf oder dem Tausch von Kryptowäh-
rungen erzielt, müssen als privates Veräu-
ßerungsgeschäft versteuert werden. 
Virtuelle Währungen (Currency Token, 
Payment Token) stellen nach der höchst-
richterlichen Rechtsprechung ein „an- 
deres Wirtschaftsgut“ im Sinne der Rege-
lungen zu privaten Veräußerungsge-
schäften dar. Die realisierten Wert- 
zuwächse sind demnach genau wie beim 
Verkauf von Goldbarren, historischen 
Automobilen oder Kunstwerken als „sons-
tige Einkünfte“ zu versteuern. Unerheb-
lich ist, ob der Gewinn durch einen

Verkauf von Coins, das Bezahlen beim 
Onlineshopping oder den Umtausch in 
eine andere Kryptowährung erzielt wird.
Medienberichten zufolge kann durch die 
Datensätze aus NRW eine Nachversteue-
rung in Höhe zweistelliger Millionenbe-
träge ausgelöst werden. 
Welche Kryptobörse konkret zur Offenle-
gung ihrer Daten gebracht werden 
konnte, wollte die Finanzverwaltung NRW 
allerdings nicht mitteilen.
Hinweis: Kryptoanleger müssen nun also 
damit rechnen, dass sie demnächst Post 
vom Finanzamt oder sogar von der Steu-
erfahndung bekommen. Auch die Finanz-
behörden anderer Bundesländer haben 
inzwischen erste Datensätze zur Einsicht 
erhalten. Wer entsprechende Gewinne 
bislang dem Fiskus verschwiegen hat, 
sollte zusammen mit seinem steuerlichen 
Berater die Möglichkeit prüfen, eine straf-
befreiende Selbstanzeige beim Finanzamt 
zu stellen.

   �Datenleak zu Steueroasen: 
Steuerverwaltung kauft die 
Pandora-Papers

Die sogenannten Pandora-Papers sind das 
bislang größte Datenleak bezüglich Steu-
eroasen und sind bereits im Jahr 2021 
einem internationalen Konsortium von 
Journalisten zugespielt worden. Der 
Datensatz beinhaltet Informationen über 
14 sogenannte Offshore-Provider, also 
Unternehmen, die Briefkastenfirmen 
(Offshore-Firmen), Trusts (Stiftungen) 
und andere Unternehmensformen für 
ihre Kunden aufbauen.
Das Land Hessen hat mitgeteilt, dass es 
die Pandora-Papers angekauft hat. Die 
Hessische Steuerverwaltung soll das 
Datenleak nun federführend für ganz 
Deutschland und auch für Ermittlungsbe-
hörden im Ausland auswerten. Experten 
der hessischen Steuerverwaltung haben 
die Daten zuvor eingehend geprüft und 
als authentisch sowie verwertbar einge-
stuft. Das Datenpaket umfasst 3,8  Tera-
byte, die sich auf mindestens 10,4  Mio. 
Dokumente erstrecken. Die Daten liegen 
nun dem Finanzamt Kassel vor. 

müssen als privates Veräußerungsgeschäft versteuert werden. 
Nach Ansicht des BFH stellen virtuelle Währungen (Currency oder 
Payment Token) ein „anderes Wirtschaftsgut“ im Sinne der Rege-
lungen zu privaten Veräußerungsgeschäften dar. Der Begriff des 
Wirtschaftsguts ist weit zu fassen. Er beinhaltet neben Sachen 
und Rechten auch tatsächliche Zustände sowie konkrete Mög-
lichkeiten und Vorteile, deren Erlangung sich ein Steuerzahler 
etwas kosten lässt und die nach der Verkehrsauffassung einer ge-
sonderten selbständigen Bewertung zugänglich sind. Laut BFH 
erfüllen virtuelle Währungen diese Voraussetzungen.
Bitcoin, Ethereum und Monero sind wirtschaftlich betrachtet als 
Zahlungsmittel anzusehen. Sie werden auf Handelsplattformen 
und Börsen gehandelt, haben einen Kurswert und können für di-
rekt zwischen Beteiligten abzuwickelnde Zahlungsvorgänge ver-

wendet werden. Technische Details virtueller Währungen sind 
für die Eigenschaft als Wirtschaftsgut nicht von Bedeutung. Erfol-
gen Anschaffung und Veräußerung oder Tausch der Token inner-
halb eines Jahres, unterliegen daraus erzielte Gewinne oder Ver-
luste daher im Ergebnis der Besteuerung.
Hinweis: Die realisierten Wertzuwächse sind demnach genau wie 
beim Verkauf von Goldbarren, Oldtimern oder Kunstwerken als 
„sonstige Einkünfte“ zu versteuern. Unerheblich ist, ob der Ge-
winn durch einen Verkauf von Coins, das Bezahlen beim Online-
shopping oder den Umtausch in eine andere Kryptowährung er-
zielt wird. Da sich der Gewinn aus dem Veräußerungspreis abzüg-
lich der Anschaffungs- und der Veräußerungskosten errechnet, 
sollten Anleger Anschaffungs- und Veräußerungsvorgänge unbe-
dingt dokumentieren (z.B. in einem Transaktionstagebuch).
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und Nutzung des eigenen Grundbesitzes 
der Gesellschaft, sie waren auch keine un- 
schädliche Nebentätigkeit. Eine zulässige 
„Betreuung von Wohnungsbauten“ war in 
der Tätigkeit nach Gerichtsmeinung eben-
falls nicht zu sehen, da die bloße Reinigung 
von Gemeinschaftsflächen noch keine 
Bewirtschaftung darstellt.

   �Umsatzbesteuerung der 
öffentlichen Hand:  
Sonderregelungen für Gebiets-
körperschaften

Für die Umsatzbesteuerung der öffentli-
chen Hand sind im Umsatzsteuergesetz 
Sonderregelungen für Gebietskörper-
schaften enthalten. Das Bundesfinanz-
ministerium hat in diesem Zusam- 
menhang ein Anwendungsschreiben 
herausgege-ben und den Umsatzsteuer-
Anwendungserlass entsprechend ange-
passt.
§ 18 Abs. 4f UStG enthält Regelungen für 
die dezentrale Umsatzbesteuerung von 
Organisationseinheiten des Bundes und 
der Länder. Sofern Organisationsein-
heiten der Gebietskörperschaften Bund 
und Länder durch ihr Handeln eine 
umsatzsteuerliche Erklärungspflicht be- 
gründen, obliegen diesen Organisations-
einheiten insoweit alle steuerlichen 
Rechte und Pflichten der jeweiligen 
Gebietskörperschaft für die Umsatzbe-
steuerung. Das BMF erläutert in seinem 
aktuellen Schreiben einige Begrifflich-
keiten und Verfahrensaspekte.  Dabei 
nimmt es insbesondere Stellung zum 
Begriff der Organisationseinheit, zur Bil- 
dung und Zusammenfassung von Orga-
nisationseinheiten, zur Überschreitung 
von Betragsgrenzen, zur einheitlichen 
Ausübung von Wahlrechten, zum 
Verzicht auf die dezentrale Besteuerung 
und zur Durchführung des Besteue-
rungsverfahrens für Organisationsein-
heiten.
In §  18 Abs.  4g UStG sind Sondervor-
schriften für eine von den Vorschriften 
der Abgabenordnung abweichende Fest-
legung der örtlichen Zuständigkeit für 
die Besteuerung dieser Organisations-
einheiten geregelt. In Bezug auf diese 
Sonderregelungen enthält das Schreiben 
neben allgemeinen Ausführungen auch 
Erläuterungen zur Anordnung der 
Zuständigkeit innerhalb eines Landes, 
zur Zuständigkeitsvereinbarung mit 
einer Landesfinanzbehörde eines an- 
deren Landes und zur Zuständigkeitsver-
einbarung für die Besteuerung von Orga-
nisationseinheiten der Gebietskör- 
perschaft Bund.
Hinweis: Zu Fragen des Vorsteuerabzugs 
bei unternehmerisch tätigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts wird 
ein gesondertes BMF-Schreiben ange-
kündigt.

Ermittler aus Deutschland und der EU 
können sich dort mit Anfragen zu den 
Pandora-Papers melden.
Wie werthaltig die Pandora Papers aus 
steuerlicher Sicht sind, sollen die Auswer-
tungen und die sich anschließenden Er- 
mittlungen der unterschiedlichen Behör-
den ergeben. Wie viel Hessen für die 
Datensätze gezahlt hat, ist nicht bekannt.
Das Bundesland hatte ab 2017 bereits die 
Panama-Papers federführend für die 
Steuerbehörden in ganz Deutschland aus- 
gewertet.

Rechtswidrige Lieferung bzw. 
Abnahme: Stromdiebstahl ist 
steuerbar

Die Lieferung von Elektrizität stellt, auch 
wenn sie unbeabsichtigt erfolgt und das 
Ergebnis eines rechtswidrigen Handelns 
ist, eine Lieferung gegen Entgelt dar. Das 
hat der Europäische Gerichtshof in einem 
aktuellen Urteil entschieden. Im zugrun-
deliegenden Fall ging es um die wider-
rechtliche Abnahme (Diebstahl) von 
Strom durch eine Privatperson in Belgien 
und die nachträgliche Abrechnung durch 
den Netzbetreiber.
Der Netzbetreiber hatte unter anderem 
die Aufgabe, Strom bis zu den einzelnen 
Abnehmern zu transportieren, und war 
für die Installation, Inbetriebnahme und 
Ablesung der Zähler verantwortlich. Im 
Zeitraum von Mai 2017 bis August 2019 
verbrauchte eine Privatperson unrecht-
mäßig Strom. Nachdem der Netzbetreiber 
den unrechtmäßigen Verbrauch durch 
den Abgleich der Zählerstände festge-
stellt hatte, rechnete er ihn gegenüber 
dem Stromverbraucher ab und verklagte 
diesen später auf Zahlung der Rechnung. 
Das Friedensgericht in Antwerpen verur-
teilte die Person daraufhin, die Kosten für 
den unrechtmäßig entnommenen Strom 
zu ersetzen, äußerte jedoch Zweifel an 
der Entstehung eines Mehrwertsteueran-
spruchs. Es wies darauf hin, dass vor dem 
01.05.2018 keine Rechtsvorschrift aus- 
drücklich die Frage behandelt habe, ob 
auf die Entschädigung, die derjenige 
schulde, der rechtswidrig Energie ent- 
nommen habe, Mehrwertsteuer erhoben 
werden könne. Ab dann sei diese Lücke 
durch einen Energieerlass geschlossen 
worden.
Der EuGH kommt zu dem Ergebnis, dass 
die Lieferung von Elektrizität (auch wenn 
sie unbeabsichtigt erfolgt und das Er- 
gebnis des rechtswidrigen Handelns eines 
Dritten ist) eine Lieferung von Gegen-
ständen gegen Entgelt darstellt. Der 
Grundsatz der steuerlichen Neutralität im 
Bereich der Mehrwertsteuererhebung 
verbiete eine allgemeine Differenzierung 
zwischen erlaubten und unerlaubten 
Geschäften. Aus der Vorlageentscheidung 
gehe eindeutig hervor, dass der Netzbe-
treiber die Privatperson mehr als zwei 
Jahre mit Strom versorgt habe. 

Gleichzeitig habe sich der Stromemp-
fänger wie ein Kunde verhalten, da er den 
gelieferten Strom verbraucht habe.
Hinweis: Der EuGH hatte bereits in 
einem früheren Urteil den Anwendungs-
bereich der steuerbaren Umsätze erwei-
tert. Dies setzt er nun auch im Fall eines 
Diebstahls fort.

   � �Reine Grundstücksunter-
nehmen: Schon Reinigungs-
arbeiten bringen erweiterte 
Gewerbesteuerkürzung zu Fall

Wenn ein Gewerbebetrieb Grundbesitz in 
seinem Betriebsvermögen hält, das nicht 
von der Grundsteuer befreit ist, mindert 
sich sein für die Gewerbesteuer relevanter 
Gewerbeertrag um 1,2  % des Einheits-
werts, der zuletzt für den Grundbesitz 
festgestellt worden ist. Diese pauschale 
Kürzung soll eine Doppelbesteuerung des 
Grundbesitzes mit Gewerbesteuer und 
Grundsteuer abmildern.
Reinen Grundstücksunternehmen, die 
ausschließlich eigenen Grundbesitz 
verwalten und nutzen, steht eine soge-
nannte erweiterte Gewerbesteuerkür-
zung zu. Das heißt, sie können ihren 
Gewerbeertrag um den Teil kürzen, der 
auf die Verwaltung und Nutzung des 
eigenen Grundbesitzes entfällt, so dass 
eine Doppelbesteuerung in vollem 
Umfang vermieden wird. Wichtig ist 
hierfür, dass die Verwaltung und Nutzung 
des eigenen Grundbesitzes „ausschließ-
lich“ erfolgt. Zulässig ist aber eine 
Betreuung von Wohnungsbauten (Baube-
treuung oder Bewirtschaftung). Nebentä-
tigkeiten des Unternehmens werden bei 
der erweiterten Kürzung vom Finanzamt 
nur akzeptiert, wenn sie

 � �der Verwaltung und Nutzung eigenen 
Grundbesitzes im engeren Sinne dienen 
und

 � �zwingend notwendiger Teil der eigenen 
Grundstücksverwaltung und -nutzung 
sind.

Ein neuer Fall des Bundesfinanzhofs zeigt 
eindrucksvoll, dass schon geringfügige 
„schädliche“ Nebentätigkeiten dazu füh- 
ren, dass die erweiterte Gewerbesteuer-
kürzung komplett versagt wird. Im zu- 
grunde liegenden Fall hatte ein Grund-
stücksunternehmen ein Büro in einem 
Mehrfamilienhaus seiner Gesellschafter-
Geschäftsführer genutzt und die Reini-
gung von Treppenhaus und Hauseingang 
in diesem „fremden“ Haus übernommen. 
Für die Arbeiten hatte das Unternehmen 
den Gesellschaftern rund 1.600 € pro Jahr 
in Rechnung gestellt. Demgegenüber 
belief sich der Gewerbeertrag aus der 
Grundstücksverwaltung auf einen sechs-
stelligen Betrag.
Der BFH urteilte gleichwohl, dass die er- 
weiterte Kürzung zu versagen ist. Die 
gegen Entgelt erbrachten Reinigungsleis-
tungen gehörten nicht zur Verwaltung
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 �BayLfSt präzisiert:  
Befristete Umsatzsteuersen-
kung für Gas- und Wärme- 
lieferungen

Ergänzend zum Schreiben des Bundesfi-
nanzministeriums zur befristeten Absen-
kung des Umsatzsteuersatzes für Lie- 
ferungen von Gas über das Erdgasnetz und 
Wärme über ein Wärmenetz hat das Bayeri-
sche Landesamt für Steuern Stellung 
genommen. Es geht in seiner Verfügung auf 
eine Vielzahl von Fragen ein, die das BMF in 
seinem Schreiben offengelassen hatte.
Neben den Lieferungen von Erdgas und 
Biogas über das Erdgasnetz (unabhängig 
von ihrer Nutzung) seien auch die Liefe-
rungen von Flüssiggas (LNG und LPG) per 
Tanklastwagen (sowohl zur Wärmeerzeu-
gung als auch zur Erzeugung von Prozess-
wärme) sowie die Abgabe von Com- 
pressed Natural Gas (CNG) an der Tank-
stelle begünstigt. Die Abgabe von Gas in 
Flaschen oder Kartuschen sei nicht be- 
günstigt, wohingegen die Lieferung von 
Gas über ein privates Netz oder eine private 
Zuleitung der Lieferung von Gas mit einem 
Tanklastwagen gleichzustellen sei.
Bei der Lieferung von Wärme komme es 
nicht auf die Größe der Wärmeerzeu-
gungsanlage an. Eine steuerbare unent-
geltliche Wertabgabe der Wärme erfolge 
gleichfalls zum ermäßigten Steuersatz. 
Analog zum Legen eines Wasseran-
schlusses gelte auch das Legen eines 
Wärme-Hausanschlusses als „Lieferung 
von Wärme“. Dagegen sei das Legen eines 
Anschlusses von einem (privaten) Flüssig-
gastank an die Leitungen des Verbrau-
chers im Haus nicht begünstigt. Auch das 
Legen eines Mehrspartenanschlusses (z.B. 
Strom, Gas, Wasser, Telekommunikation) 
stelle eine einheitliche komplexe Leistung 
dar, die dem Regelsteuersatz unterliege.
Hinweis: Bitte beachten Sie, dass es sich 
hier um die Auffassung des BayLfSt 
handelt, die für die Finanzämter anderer 
Bundesländer nicht bindend ist. Sie kann 
jedoch als Argumentationshilfe nützlich 
sein.

Klassische Irrtümer:  
Nicht alles, was absetzbar 
klingt, ist es auch

In der Einkommensteuererklärung lassen 
sich unterschiedliche Kostenarten ab- 
setzen - von Werbungskosten über haus-
haltsnahe Dienstleistungen bis zu außer-
gewöhnlichen Belastungen. Über etliche 
Aufwandspositionen hält sich hartnäckig 
das Gerücht, dass sie steuerlich absetzbar 
seien, sie sind es aber nicht. Die klassi-
schen Irrtümer im Überblick:
Heimfriseure: Obwohl ein mobiler Friseur 
in den Haushalt des Steuerzahlers kommt 
und dort eine Dienstleistung erbringt, 
zählen die Kosten nicht zu den haushalts-
nahen Dienstleistungen. 

Der Grund: Dieser Service hängt nicht mit 
der Haushaltsführung zusammen und 
kann in der Regel nicht vom Haushalts-
mitglied selbst erledigt werden. Aus-
nahme: Der Hundefriseur ist absetzbar, 
sofern er unbar bezahlt wurde.
Nachhilfeunterricht: Für die meisten 
Schüler kann Nachhilfeunterricht nicht 
abgesetzt werden. Es handelt sich nicht 
um Aus- und Fortbildungskosten, wie man 
als Laie denken könnte. Es gilt jedoch eine 
Ausnahme: Sind die schulischen Lücken 
durch einen beruflich bedingten Umzug 
eines Elternteils entstanden, lassen sich 
die Kosten im Rahmen der Umzugskosten-
pauschale geltend machen.
Arbeitskleidung: Bekleidung, die zwar 
branchenspezifisch und vom Arbeitgeber 
vorgeschrieben ist, lässt sich nicht 
absetzen, wenn sie auch in der Freizeit 
getragen werden kann. Dies gilt beispiels-
weise für den Anzug eines Bankers. 
Absetzbar ist nur spezielle Berufsklei-
dung, wie der weiße Kittel eines Arztes, 
die Robe eines Richters oder die Mütze 
eines Kochs.
Führerschein: Den Pkw-Führerschein zu 
machen, ist eine teure Angelegenheit. Die 
Kosten für die Fahrerlaubnis liegen aktuell 
bei rund 3.000  €. Der Führerschein ist in 
aller Regel nicht absetzbar, auch wenn er 
dazu benötigt wird, zur Arbeit zu 
gelangen. Eine Ausnahme gilt nur, wenn 
die Fahrerlaubnis ausschließlich für den 
Beruf und nicht privat benötigt wird (Lkw- 
und Busführerschein). Stark geh- und 
stehbehinderte Menschen können den 
Erwerb ihres Führerscheins zudem als 
außergewöhnliche Belastung geltend 
machen.
Diätverpflegung: Da vom Arzt verschrie-
bene Medikamente als außergewöhnliche 
Belastung absetzbar sind, könnte man 
vermuten, dass bei Lebensmittelallergien 
und Unverträglichkeiten spezielle Nah- 
rungsmittel wie glutenfreie Nudeln oder 
vegane Milchalternativen ebenfalls steu-
erlich geltend gemacht werden können. 
Nahrungsmittel gelten jedoch nicht als 
Arzneimittel und werden folglich vom 
Fiskus nicht anerkannt.
Frei verkäufliche Arznei: Die Ausgaben für 
frei verkäufliche Arzneimittel sind ohne 
ärztliche Verschreibung nicht absetzbar.
Beerdigungskosten: Kosten für eine Beer-
digung sind nur dann als außergewöhn-
liche Belastung absetzbar, wenn das Erbe 
geringer als die Kosten ausfällt. In diesem 
Fall wird allerdings nur die Differenz aner-
kannt - und hiervon auch noch eine 
zumutbare Eigenbelastung abgezogen.
Scheidungskosten: Kosten einer Eheschei-
dung lassen sich nicht als außergewöhn-
liche Belastung absetzen. Obwohl manche 
Kosten zwangsläufig anfallen, werden sie 
vom Steuergesetzgeber zum „Privatver-
gnügen“ gezählt.

   �Entnahme: Klärung bezüglich 
Alt-Photovoltaikanlagen

Im Dezember 2022 wurden steuerliche 
Maßnahmen zur Förderung des Ausbaus 
von Photovoltaikanlagen beschlossen. 
Das Bundesfinanzministerium hat sich 
mit Schreiben vom 27.02.2023 damit 
auseinandergesetzt. Viele Betroffene sind 
jedoch hinsichtlich der Regelung zur 
Entnahme von Alt-Photovoltaikanlagen 
verunsichert. Das Finanzministerium 
Nordrhein-Westfalen klärt nun auf.
Bis zum 31.12.2022 wurde eine gemischt 
genutzte Photovoltaikanlage regelmäßig 
dem Unternehmensvermögen zuge-
ordnet. Der Betreiber konnte (bei Verzicht 
auf die Kleinunternehmerregelung) die 
Vorsteuer aus dem Erwerb der Anlage 
abziehen, musste aber in diesem Fall 
neben der Lieferung des erzeugten 
Stroms auch eine unentgeltliche Wertab-
gabe der Besteuerung unterwerfen. Zum 
01.01.2023 wurde der Nullsteuersatz 
eingeführt. Viele Betreiber erklären nun 
eine Entnahme der Photovoltaikanlage 
zum Nullsteuersatz, um dann eine unent-
geltliche Wertabgabe hinsichtlich des 
selbstgenutzten Stroms nicht mehr der 
Besteuerung unterwerfen zu müssen.
Das FinMin NRW erklärt hierzu, dass eine 
Entnahme der gesamten Photovoltaikan-
lage nur dann möglich sei, wenn 
zukünftig voraussichtlich mehr als 90  % 
der Anlage für nichtunternehmerische 
Zwecke verwendet würden. Davon sei aus 
Vereinfachungsgründen stets auszu-
gehen, wenn ein Teil des mit der Anlage 
erzeugten Stroms zum Beispiel in einer 
Batterie gespeichert werde. Das gelte 
auch dann, wenn mit Hilfe einer Wallbox 
die Autobatterie des privat genutzten 
Fahrzeugs geladen werde, und auch, 
wenn eine Wärmepumpe verwendet 
werde. Auf die konkrete Art der Wärme-
pumpe (Luft-Luft-Wärmepumpe, Luft- 
Wasser-Wärmepumpe etc.) komme es 
nicht an. Tragbare Batterien und Power-
banks seien nicht umfasst. Diese Verein-
fachungsregelung sei auch dann 
anzuwenden, wenn nach der Entnahme 
tatsächlich mehr als 10  % des Stroms 
weiterveräußert würden.
Die Entnahme könne entweder im 
Rahmen der Umsatzsteuer-Voranmel-
dung bzw. in der Jahressteuererklärung 
oder schriftlich gegenüber dem zustän-
digen Finanzamt erklärt werden. Eine 
Vorsteuerberichtigung sei nicht vorzu-
nehmen, da sich die Verhältnisse für den 
Vorsteuerabzug durch die steuerpflich-
tige Entnahme nicht geändert hätten. Die 
beim Erwerb gezogene Vorsteuer könne 
nicht rückwirkend versagt werden.
Hinweis: Die Lieferung des Stroms an den 
Netzbetreiber ist auch nach Entnahme 
der Anlage eine unternehmerische Tätig-
keit und umsatzsteuerpflichtig. Wird die 
Kleinunternehmerregelung in Anspruch 
genommen, so wird die Umsatzsteuer 
nicht erhoben. 
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Haftungsausschluss: Der Inhalt unserer VHP News 
ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt 
worden. Die Komplexität und der ständige Wandel 
der Rechtsmaterie erfordern es, Haftung und Ge-
währ auszuschließen. Das Rundschreiben ersetzt in 
keinem Fall die individuelle Beratung.
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Wurde beim Erwerb der Anlage auf die 
Anwendung der Kleinunternehmerrege-
lung verzichtet, gilt dieser Verzicht für 
fünf Jahre.

   �Strafmaß abhängig von  
Steuerschuld: Mehrere Jahre 
Haft wegen Steuerhinter-
ziehung

Niemand weiß genau, in wie vielen Steu-
ererklärungen hin und wieder ein biss-
chen gemogelt wird. Wenn es aber um 
enorme Beträge geht, die ein Steuer-
zahler am Finanzamt vorbeizuschleusen 
versucht, dann hört für die Finanz- und 
Justizbehörden der Spaß schnell auf. So 
wurde im Oktober 2022 ein bekannter 
Sternekoch durch das Landgericht 
München I zu einer Haftstrafe von drei 
Jahren und zwei Monaten verurteilt. Das 
Gericht sah es als erwiesen an, dass der 
Gastronom in seinen zwei Münchener 
Restaurants etwa 5  Mio.  € aus den 
Kassen entnommen hatte. Durch Mani-
pulationen am Kassensystem war eine 
Steuerschuld von 2,3 Mio. € entstanden.
Diese Verurteilung wegen Steuerhinter-
ziehung ist nun weitgehend rechts-
kräftig, wie der Bundesgerichtshof mit 
Beschluss vom 13.06.2023 entschied. 
Die Bundesrichter fanden keine Rechts-
fehler bei Strafzumessung und Schuld-
spruch. Die gegen die Verurteilung 
gerichtete Revision blieb damit überwie-
gend erfolglos. Nur zu Aspekten der 
Vermögensabschöpfung muss das Land-
gericht München I noch neu verhandeln, 
teilte der BGH mit.
Hinweis: Für das konkrete Strafmaß 
spielt insbesondere die Höhe der hinter-
zogenen Steuern eine entscheidende 
Rolle. Nach den Leitlinien des BGH muss 
bei einer hinterzogenen Steuer von mehr 
als 1 Mio. € eine Freiheitsstrafe verhängt 
werden.
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